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Sozialversicherungsrecht

Nr. 19

BGE 138 V 23

Wohnsitzfrage und Ergänzungsleistungen
Bei Heim- oder Anstaltsbewohnern führt die Verlegung des nach Art. 25 Abs. 1 oder 2 ZGB
abgeleiteten zivilrechtlichen Wohnsitzes in einen andern Kanton zu einer Änderung in der
örtlichen Zuständigkeit der EL-Behörden.

Sachverhalt

Die 1987 geborene, entmündigte und unter elterlicher Sorge stehende R. bezieht eine ganze
Rente der Invalidenversicherung und eine Hilflosenentschädigung wegen mittelschwerer
Hilflosigkeit. Seit März 2005 lebt sie unter der Woche in der Stiftung A. und an den Wochenenden
sowie in den Ferien bei ihrer Mutter, G., welche die elterliche Sorge alleine innehat. Die Mutter
der Versicherten wohnte bis Juli 2009 in X., Kanton Zürich, bevor sie nach Y. im Kanton Aargau
umzog. Mit Beschluss des Gemeinderates Z./AG vom 7. September 2009 ging die Aufsicht
über die entmündigte R. von der Vormundschaftsbehörde X. auf diejenige der Gemeinde Z.
über; gleichzeitig wurde G. als Inhaberin des elterlichen Sorgerechts verpflichtet, für ihre Tochter
eine Rechnung über deren Einnahmen und Ausgaben zu führen. Die Gemeinde X., welche
bislang Ergänzungsleistungen (EL) zur IV-Rente von R. ausgerichtet hatte, ersuchte die
Sozialversicherungsanstalt des Kantons Aargau, Ausgleichskasse, um Festsetzung und
Auszahlung dieser Leistung ab August 2009. Die zürcherische Gemeinde stellte sich auf den
Standpunkt, mit der Wohnsitzverlegung der Versicherten in den Kanton Aargau sei auch die
ergänzungsleistungsrechtliche Zuständigkeit auf diesen Kanton übergegangen. Mit Verfügung
vom 2. November 2009 lehnte die SVA Aargau «die Zuständigkeit des Kantons Aargau ab» und
wies «das Begehren um Ausrichtung einer Ergänzungsleistung» ab. Das Ver-
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sicherungsgericht des Kantons Aargau hiess die von der Gemeinde X. dagegen eingereichte
Beschwerde mit Entscheid vom 10. August 2010 gut, hob die Verfügung der SVA Aargau vom
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2. November 2009 auf und verpflichtete diese, den Anspruch von R. auf Ergänzungsleistung
materiell zu prüfen und darüber zu verfügen. Die SVA Aargau führt Beschwerde ans
Bundesgericht, welche abgewiesen wird.

Erwägungen

Der vorliegende Fall betrifft die Frage, wo sich der sozialversicherungsrechtliche Wohnsitz eines
Versicherten befindet. Bei Betreuungs- und Pflegebedürftigen, die nicht «Zu Hause» umsorgt sind,
stellt sich diese Wohnsitzproblematik regelmässig auch in vormundschaftsrechtlicher Hinsicht
(siehe dazu die Urteilsbesprechung Nr. 21) und auch im sozialhilferechtlichen Kontext. In all
diesen Fällen ist zu klären, ob der zivilrechtliche Wohnsitz gilt oder nicht.

Das Bundesgericht erinnert in Erwägungen 3.1.1 f. daran, dass der zivilrechtliche Wohnsitz einer
Person sich an dem Ort befindet, wo sie sich mit der Absicht dauernden Verbleibens aufhält und
den sie sich zum Mittelpunkt ihrer Lebensinteressen gemacht hat ((Art. 23 Abs. 1 ZGB)). Der
Aufenthalt an einem Ort zum Zweck des Besuchs einer Lehranstalt und die Unterbringung einer
Person in einer Erziehungs-, Versorgungs-, Heil- oder Strafanstalt begründen keinen Wohnsitz
((Art. 26 ZGB)). Rechtsprechungsgemäss wird jedoch in der letztgenannten Bestimmung lediglich
die Vermutung angestellt, wonach der Aufenthalt am Studienort oder in einer Anstalt nicht
bedeutet, dass auch der Lebensmittelpunkt an den fraglichen Ort verlegt worden ist. Diese
Vermutung ist widerlegbar, insbesondere wenn eine urteilsfähige mündige Person freiwillig und
selbstbestimmt, allenfalls vom «Zwang der Umstände» (etwa Angewiesensein auf Betreuung,
finanzielle Gründe) diktiert, sich zu einem Anstaltsaufenthalt unbeschränkter Dauer entschlossen
und überdies die Anstalt und den Aufenthaltsort frei gewählt hat (BGE 137 III 593 E. 4.1, 134 V
236 E. 2.1, 133 V 309 E. 3.1 und 127 V 237 E. 2b und 2c).

Die Widerlegung der Vermutung gemäss Art. 26 ZGB und mithin die Annahme der
Wohnsitzverlegung eines EL-Bezügers an den Anstaltsort konnte zu einem Wechsel in der
ergänzungsleistungsrechtlichen Zuständigkeit führen (siehe dazu BGE 133 V 309 ff.). Das
Bundesgericht erkannte, dass diese Rechtslage die Standortgemeinden und -kantone von
Einrichtungen zur Betreuung und Pflege Behinderter finanziell benachteilige und dadurch letztlich
der Mobilität der Betroffenen bei der Suche nach einer geeigneten Institution abträglich war,
weil sich zum Teil Widerstand gegen ein vorgesehenes Heimprojekt oder die Aufnahme
ausserkantonaler Heimbewohner regte. Es befand indessen, es bleibe Sache des Gesetzgebers,
Abhilfe zu schaffen und gegebenenfalls ergänzungsleistungsrechtlich eine vom zivilrechtlichen
Wohnsitz abweichende Lösung vorzusehen (BGE 133 V 309 E. 3.3 und 127 V 237 E. 2d).

Im Rahmen der Neugestaltung des Finanzausgleichs und der Aufgabenteilung zwischen Bund
und Kantonen (NFA) wurde das bisher geltende Bundesgesetz vom 19. März 1965 über
Ergänzungsleistungen zur Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenversicherung (aELG) einer
Totalrevision unterzogen. Das neue Bundesgesetz vom 6. Oktober 2006 (ELG) wurde auf den
1. Januar 2008 in Kraft gesetzt. Laut dessen Art. 21 Abs. 1 erster Satz wird – in Verbindung
mit Art. 13 Abs. 1 ATSG – die kantonale Zuständigkeit für die Festsetzung und die Auszahlung
der Ergänzungsleistung grundsätzlich nach wie vor an den zivilrechtlichen Wohnsitz der
bezugsberechtigten Person geknüpft. Der zweite Satz von Art. 21 Abs. 1 ELG stellt, so halten
die Bundesrichter in Erwägung 3.2 fest, nun aber im Sinne einer Ausnahme klar, dass der
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Aufenthalt in einem Heim, einem Spital oder einer andern Anstalt und die behördliche oder
vormundschaftliche Versorgung einer mündigen oder entmündigten Person in Familienpflege
keine neue Zuständigkeit begründen. Diese Bestimmung ist mangels einer anderslautenden
Übergangsbestimmung sofort anwendbar.

Die beschwerdeführende SVA Aargau und das BSV interpretieren die Ausnahmeregelung gemäss
zweitem Satz von Art. 21 Abs. 1 ELG in dem Sinne, dass bei Heimbewohnern in jedem Falle
derjenige Kanton EL-rechtlich zuständig bleibt, welcher die Ergänzungsleistung vor dem
Heimeintritt ausgerichtet hatte – und zwar unabhängig von allfälligen «direkten» oder
«abgeleiteten Wohnsitzverschiebungen». Demgegenüber stellen sich die Vorinstanz und die
Gemeinde X. auf den Standpunkt, dass nach der genannten neuen Gesetzesbestimmung zwar
der Heimaufenthalt an sich keine neue ergänzungsleistungsrechtliche Zuständigkeit zu begründen
vermag, eine solche Änderung in der kantonalen Zuständigkeit aber unter Berücksichtigung des
Grundsatzes von Art. 21 Abs. 1 erster Satz ELG weiterhin eintreten kann, namentlich dann, wenn
der abgeleitete zivilrechtliche Wohnsitz bevormundeter oder entmündigter, unter elterlicher Sorge
stehender Heimbewohner wechselt.

Das Bundesgericht nimmt in Erwägungen 3.4.2 ff. eine Auslegung nach Wortlaut, Zweck und
Entstehungsgeschichte des neuen Artikels 21 ELG vor und erinnert in Erwägung 3.4.3 daran, dass
es dem Gesetzgeber darum ging, bei Heimbewohnern eine
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Kongruenz zwischen Ergänzungsleistung und Sozialhilfe herzustellen. Mit der dem ZUG
nachempfundenen Ausnahmeregelung im zweiten Satz von Art. 21 Abs. 1 ELG sollten zum einen
die zwischen den Kantonen immer wieder auftretenden, sich an der Wohnsitzfrage entzündenden
Streitigkeiten über die ergänzungsleistungsrechtliche Zuständigkeit bei Heimbewohnern künftig
möglichst vermieden werden. Zum andern ging die gesetzgeberische Regelungsabsicht dahin,
so die Bundesrichter weiter, die Benachteiligung der Standortkantone von Heimen, Anstalten und
vergleichbaren Institutionen zu verringern.

Das Bundesgericht kommt in Erwägung 3.4.6 zum Ergebnis, dass der Wortlaut der
Gesetzesbestimmung deren wahren Sinn zum Ausdruck bringt und solchermassen nur bei Heim-
oder Anstaltsbewohnern der Aufenthalt in der jeweiligen Einrichtung als solcher der Begründung
einer neuen ergänzungsleistungsrechtlichen Zuständigkeit entgegen steht, während anderweitige,
den zivilrechtlichen Wohnsitz als grundsätzlichen Anknüpfungspunkt bestimmende Umstände
(Art. 21 Abs. 1 erster Satz ELG) nach wie vor massgebend bleiben (so auch der im vorliegenden
Fall interessierende abgeleitete Wohnsitz nach Art. 25 Abs. 1 oder 2 ZGB). Die Zuständigkeit
für die Festsetzung und die Auszahlung der Ergänzungsleistung von R. ging so am 1. August
2009 von der Gemeinde X. auf die SVA Aargau über, als die Mutter der Leistungsbezügerin als
(alleinige) Inhaberin der elterlichen Sorge in Y./AG neuen zivilrechtlichen Wohnsitz nahm.

Bemerkungen
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Siehe zur Wohnsitzfrage die ausführlichen Bemerkungen zu BGE 137 III 593 (vgl. hinten
Urteilsbesprechung Nr. 21)

Hardy Landolt
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